
Nachschlagewerk: Ja 
BGHZ:____________ ja

BGB §§ 249 A, 253, 635, 651 f

Wird bei einem Klinikaufenthalt in landschaftlich reiz- 
voller Gegend zwar der mit der stationären Behandlung 
bezweckte Heilerfolg erreicht, ist aber durch Störungen 
bei der Unterbringung die zugleich erhoffte und mit 
angestrebte Erholung ausgeblieben, kann der Patient 
gleichwohl nicht Schadensersatz wie bei "vertanem" 
Urlaub fordern (Abgrenzung zu BGHZ 63, 98; 77, 116).
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BUNDESGERICHTSHOF

IM NAMEN DES VOLKES

VII ZR 172/80 URTEIL Verkündet am
21. Mai 1981 Werner,
Justizamtsinspektor
als Urkundsbeamter 
der Geschäftsstelle

in dem Rechtsstreit

der Klinik eM M B I  GmbH, Fachklinik, vertreten durch 
den Geschäftsführer Franz am

Klägerin, Widerbeklagten, 
Berufungsbeklagten und 
Revisionsklägerin,

- Prozeßbevollmächtigte: Rechtsanwälte Dres. 
und

gegen

den Dipl.-Ing. Karl IlloKflBM, traße

Beklagten, Widerkläger, 
Berufungskläger und 
Revisionsbeklagten,

- Prozeßbevollmächtigter: Rechtsanwalt Dr.
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Der VII. Zivilsenat des Bundesgerichtshofs hat auf 
die mündliche Verhandlung vom 21. Mai 1981 durch den 
Vorsitzenden Richter Dr. Vogt sowie die Richter 
Dr. Girisch, Dr. Recken, Doerry und Bliesener

für Recht erkannt:

Auf die Revision der Klägerin wird das Urteil 
des 16. Zivilsenats des Oberlandesgerichts 
Köln vom 12. Mai 1980 aufgehoben.

Die Berufung des Beklagten gegen das Urteil 
der 6. Zivilkammer des Landgerichts Köln vom 
8. März 1979 wird zurückgewiesen. Die Fest­
stellungswiderklage wird als unzulässig abge­
wiesen.

Der Beklagte hat die Kosten beider Rechtsmittel­
züge zu tragen.

Von Rechts wegen

Tatbestand:

Die Klägerin betreibt eine Fachklinik für Erkran­
kungen des Bewegungsapparats und des Herz-Kreislauf­
systems in H ^ B i a m  Allgäu. Der Beklagte hat sich 
dort vom 7. August bis k. September 1977 wegen eines 
Leidens der Halswirbelsäule stationär behandeln lassen. 
Die Kosten für die ärztlichen Leistungen und die Unter­
bringung hat seine Krankenkasse (TKK) übernommen. Er
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selbst hat jedoch mit der Klägerin einen Zusatzvertrag 
geschlossen, wonach er gegen einen täglichen Aufpreis 
von 40 DM ein Einbettzimmer in der ersten Pflegeklasse 
erhielt.

Der Beklagte war mit der Unterbringung nicht zu­
frieden und leistete deshalb auch keine Zahlungen. Er 
beanstandete, daß der Innenausbau des Gebäudeteils, in 
dem sich sein Zimmer befand, noch nicht fertiggestellt 
gewesen sei. Die ständigen Bauarbeiten hätten zu einer 
empfindlichen Lärm-, Geruchs- und Rauchbelästigung ge­
führt. Dadurch sei - bei an sich erfolgreicher Behand­
lung seiner Beschwerden an der Halswirbelsäule - die in 
erster Linie beabsichtigte Erholung ausgeblieben. Wegen 
des somit ’’vertanen" Klinikaufenthalts verlangt der Be­
klagte von der Klägerin Schadensersatz in Höhe von 
4.000 DM.

Die Klägerin hat die vereinbarten Mehrkosten für 
die Inanspruchnahme der ersten Pflegeklasse in Höhe von 
insgesamt 1.120 DM nebst Zinsen eingeklagt. Sie hat die 
Klage noch im ersten Rechtszug zurückgenommen. Vorher 
hatte der Beklagte Widerklage auf Zahlung von 4.000 DM 
nebst Zinsen eihoben. Das Landgericht hat die Widerklage 
abgewiesen. Mit der Berufung hat der Beklagte die Wider­
klage erweitert und Feststellung begehrt, daß der Kläge­
rin aus dem Klinikaufenthalt gegen ihn keinerlei Zah­
lungsansprüche mehr zustünden. Das Oberlandesgericht 
hat das erstinstanzliche Urteil aufgehoben und die Sache 
an das Landgericht zurückverwiesen. Mit der - zugelasse­
nen - Revision, um deren Zurückweisung der Beklagte 
bittet, erstrebt die Klägerin die Wiederherstellung des
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landgerichtlichen Urteils und die Abweisung auch der Fest­
stellungswiderklage .

Entscheidungsgründe:

I.
Das Berufungsgericht hält den vom Beklagten geltend 

gemachten Schadensersatzanspruch aus positiver Vertrags­
verletzung für schlüssig dargetan. Nach den vom Beklagten 
behaupteten erheblichen Beeinträchtigungen seines Aufent­
halts in der Klinik müßten die zum Schadensausgleich we­
gen nutzlos aufgewendeter Urlaubszeit entwickelten Grund­
sätze entsprechend angewendet werden. Der Beklagte habe 
neben der Heilbehandlung auch Erholung bei der Klägerin 
gesucht und deshalb eine Klinik in landschaftlich reiz­
voller und touristisch bevorzugter Gegend gewählt. Die 
Klägerin stelle in ihrem Prospekt auch heraus, daß "der 
Blick auf Seen, Wiesen und Wälder - im Hintergrund das 
großartige Panorama der Allgäuer Alpenkette - als wesent­
liche Heilfaktoren mitwirken" könnten. Unter diesen Um­
ständen habe zumindest eine Nebenpflicht der Klägerin 
bestanden, über das übliche Maß hinausgehende Lärm- und 
Geruchsbelästigungen von ihren Patienten fernzuhalten. 
Deshalb komme hier auch ein Schadensersatzanspruch des 
Beklagten wie bei "vertanem" Urlaub in Betracht.

Dagegen wendet sich die Revision mit Erfolg.

1. Allerdings steht einem Schadensersatzanspruch 
des Beklagten nicht entgegen, wie die Revision anscheinend
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meint, daß er mit der Klägerin in unmittelbare vertrag- 
liehe Beziehungen nur insoweit getreten ist, als er mit 
ihr eine Abrede über die Unterbringung in einer höheren 
Pflegeklasse getroffen hat. Aus dem Krankenhausaufnahme­
vertrag, nach dem der Krankenhausträger ärztliche Be­
handlung, allgemeine Pflege, Beköstigung und Unterbrin­
gung des Patienten schuldet, erwirbt der Patient auch 
dann eigene vertragliche Ansprüche gegen den Kranken­
hausträger, wenn der Aufnahmevertrag zwischen diesem 
und der Krankenkasse des Patienten geschlossen worden 
ist. Es handelt sich um einen berechtigenden Vertrag 
zugunsten Dritter im Sinne des § 328 BGB (BGHZ 1, 383,
386; BGH NJW 1956, 1106; 1959, 816 Nr. 5; 1969, 553, 554).

2. Zu Unrecht wendet jedoch das Berufungsgericht 
die von der Rechtsprechung zum Schadensausgleich wegen 
nutzlos aufgewendeter Urlaubszeit entwickelten Grund­
sätze hier entsprechend an und kommt so zu einem mög­
lichen Schadensersatzanspruch des Beklagten.

a) Nach der Rechtsprechung des Senats hat - der 
herrschenden Verkehrsauffassung entsprechend - Urlaub 
als solcher Vermögenswert, jedenfalls wenn es sich um 
Erholungsurlaub handelt, welcher der Erhaltung oder 
Wiedererlangung der Arbeitskraft dient, und der Urlaub 
durch Arbeitsleistung verdient oder durch besondere Auf­
wendungen für eine Ersatzkraft ermöglicht wird. Wird der 
mit dem Urlaub verfolgte Zweck vereitelt oder in erheb­
lichem Umfang verfehlt, entsteht daher ein Vermögens­
schaden (BGHZ 63, 98; 77, 116, 120).



-  6 -
SS

Das vom Senat gewonnene Ergebnis, einen Ersatzan­
spruch wegen vertaner Urlaubszeit zuzubilligen8 ist mit 
§ 651 f Abs. 2 BGB in die am 1. Oktober 1979 in Kraft 
getretene gesetzliche Neuregelung des Rechts des "Reise­
vertrags** eingegangen, das unmittelbar allerdings nur 
anwendbar ist, wenn ein Reiseveranstalter "eine Gesamt­
heit von Reiseleistungen (Reise)** zu erbringen hat 
(§ 651 a Abs. 1 Satz 1 BGB). Solange und soweit es 
nicht möglich ist, auf diese Regelung zumindest in ent­
sprechender Anwendung zurückzugreifen, bleibt der Senat 
bei seiner bisherigen Rechtsprechung zum vertanen Urlaub 
(BGHZ 77, 116, 121).

b) Der zur Behandlung einer Erkrankung erforder­
liche stationäre Klinikaufenthalt ist einem Erholungs­
urlaub nicht gleichzusetzen, auch dann nicht, wenn 
- was keineswegs typisch ist - mit dem Aufenthalt in 
der Klinik als Nebenwirkung auch bis zu einem gewissen 
Grad Erholung erstrebt wird.

Bei der klinischen Heilbehandlung stehen medizi­
nische Leistungen im Vordergrund. Das gilt auch dann, 
wenn sich - wie hier - das Krankenhaus in einer reiz­
vollen, häufig zu Urlaubszwecken aufgesuchten Gegend 
befindet und die Krankenzimmer wesentlich wohnlicher 
als sonst üblich ausgestattet sind. Auch dann geht es 
vorrangig um die Genesung des Patienten und nicht um 
seine Erholung.

Die Klägerin bezeichnet denn auch in ihrem Pro­
spekt die landschaftliche Lage ihrer Klinik lediglich 
als - wenn auch wesentlichen - "Heilfaktor". Die Annehm-
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lichkeiten, die sonst bei einem Urlaub zur Erholung bei­
tragen können, werden nebenher in die gesamte Betreuung 
mit einbezogen. Sein Gepräge erhält der Krankenhausauf­
nahmevertrag aber durch die ärztliche Versorgung. Andern­
falls hätte hier die Krankenkasse des Beklagten die 
Kosten des Krankenhausaufenthalts - mit Ausnahme der 
ersten Pflegeklasse - nicht getragen. Die Klägerin hat 
übrigens den Beklagten schon in ihrer Antwort auf 
seine erste Anfrage ausdrücklich darauf hingewiesen, 
daß er in ihre Fachklinik nur aufgenommen werden könne, 
"wenn stationäre Behandlung erforderlich" sei, und hat, 
falls das nicht zutreffe, auf Leistungen eines Schwester­
unternehmens verwiesen.

c) Wird in einem solchen Falle der mit der 
stationären Behandlung bezweckte medizinische Erfolg 
erreicht, dann ist der Klinikaufenthalt nicht nutzlos 
gewesen, die dafür aufgewendete Zeit also nicht "vertan", 
selbst wenn die zugleich erhoffte und mit angestrebte 
Erholung ausgeblieben ist.

So ist es hier. Der Beklagte war in stationärer 
Behandlung wegen eines Leidens an der Halswirbelsäule.
Die Behandlung dieses Leidens hatte den gewünschten 
Heilerfolg, wie der Beklagte einräumt. Die von der 
Klägerin erbrachten medizinischen Leistungen haben 
seinen Erwartungen entsprochen. Ein nochmaliger Klinik- 
aufenthalt war nicht erforderlich. Auch sonst ist nicht 
ersichtlich, daß sich der Beklagte etwa erneut ins Kran­
kenhaus begeben müßte. Damit ist der vorrangige Zweck 
des Aufenthalts des Beklagten in der Klinik der Kläge­
rin, seine Beschwerden an der Halswirbelsäule zu beheben
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oder zu lindern, erreicht. Die dort verbrachte Zeit ist 
also nicht "vertan". Ein darauf gegründeter Schadens­
ersatzanspruch - in entsprechender Anwendung der von 
der Rechtsprechung im Reisevertragsrecht zum vertanen 
Urlaub entwickelten Grundsätze - scheidet daher aus.

d) Das bedeutet nicht, daß der Beklagte gegen die 
Klägerin überhaupt keinen Anspruch hätte, wenn sie 
- wie er behauptet - durch mangelhafte Leistungen der 
Unterbringung oder schuldhafte Verletzung anderweitiger 
vertraglicher Pflichten die neben der Heilbehandlung 
erstrebte Erholung vereitelt oder wesentlich beein­
trächtigt haben sollte. Er kann nur nicht Schadenser- 
satz wie bei "vertanem" Urlaub fordern.

Der Senat hat in seiner Rechtsprechung zum Reise- 
recht wiederholt zum Ausdruck gebracht, daß in aller 
Regel Mängel der Reiseleistungen den Urlaub als solchen 
nicht - auch nicht teilweise - als "vertan" erscheinen 
lassen. Die Mängel sind vielmehr meist durch Minderung 
der Vergütung oder durch Schadensersatzzahlungen aus­
zugleichen, die dem Wertunterschied zwischen der ver­
sprochenen und der erbrachten Leistung entsprechen 
(BGHZ 77, 320, 323). Erst wenn der Zweck des Urlaubs 
gänzlich oder doch in sehr erheblichem Umfang verfehlt 
wird, ist eine Herabsetzung des Reisepreises als Scha­
densausgleich unzureichend (BGHZ 63, 98, 106; 77, 116 
121) .

Diese Voraussetzung ist nicht erfüllt, wenn - wie 
hier - der hauptsächliche Vertragszweck, die Heilung
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oder Linderung eines bestimmten Leidens, erreicht und 
nur Erholung in gewissem Umfang als erstrebte Nebenwir­
kung durch Störungen beim Klinikaufenthalt ausgeblieben 
ist. Dann genügt zum Ausgleich der geltend gemachten 
Leistungsmängel eine Herabsetzung der Vergütung, die 
die Klägerin hier durch den Verzicht auf die Klageforde­
rung in angemessenem Umfang zugestanden hat.

Der Beklagte kann deshalb Schadensersatz nach den 
für "vertanen" Urlaub entwickelten Grundsätzen nicht 
verlangen.

II.

1. Das Berufungsgericht hält den vom Beklagten 
erst im zweiten Rechtszug gestellten Widerklagantrag 
auf Feststellung, daß der Klägerin aus dem Klinikauf­
enthalt gegen den Beklagten keine Zahlungsansprüche 
mehr zuständen, für zulässig. Trotz Rücknahme der ur­
sprünglich erhobenen Klage auf Zahlung der Mehrkosten 
für die erste Pflegeklasse fehle es nicht am Feststel­
lungsinteresse (§ 256 ZPO), zumal die Klägerin den ein­
geklagten Betrag hilfsweise zur Aufrechnung gestellt habe.

2. Auch darin ist dem Berufungsgericht nicht zu 
folgen.

Die Klägerin hat nach Erhebung der Feststellungs­
widerklage ausdrücklich erklärt, sie habe auf die Gel­
tendmachung der 1.120 DM "außerhalb der erklärten Auf­
rechnung endgültig verzichtet". Weiterer Forderungen 
hat sie sich gegenüber dem Beklagten nie berühmt. Damit
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ist das Feststellungsinteresse weggefallen; die Fest­
stellungswiderklage muß als unzulässig abgewiesen wer­
den (BGHZ 18, 98, 106/107). Der Beklagte hätte dieser 
Folge nur durch die Erklärung entgehen können, daß die 
Hauptsache in diesem Punkt erledigt sei.

III.

Nach alledem ist das Berufungsurteil aufzuheben, 
das Urteil des Landgerichts wiederherzustellen und die 
im zweiten Rechtszug erhobene Feststellungswiderklage 
abzuweisen. Die Kostenentscheidung beruht auf den 
§§ 91, 97 ZPO.

Vogt
Doerry

Girisch
Bliesener

Recken
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